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212. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich der Pariser
Verbandsübereinkunft zum Schutz des gewerb-

lichen Eigentums

Nach Mitteilungen des Generaldirektors der
Weltorganisation für geistiges Eigentum haben
folgende weitere Staaten ihre Beitnttsurkunden zur
Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz des
gewerblichen Eigentums vom 20. März 1883,
revidiert in Brüssel am 14. Dezember 1900, in
Washington am 2. Juni 1911, in Haag am
6. November 1925, in London am 2. Juni 1934, in
Lissabon am 31. Oktober 1958 und in Stockholm
am 14. Juli 1967 (BGBl. Nr. 399/1973 idF BGBl.
Nr. 384/1984, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereiches BGBl. Nr. 231/1987) hinterlegt:

Staaten: Datum der Hinterlegung
der Beitrittsurkunde:

Bangladesch 29. November 1990
Chile 13. März 1991
Guinea-Bissau 28. März 1988
Lesotho 27. Juni 1989
Malaysia 23. Juni 1988
San Marino 26. März 1991
Swasiland 12. Februar 1991
Trinidad und Tobago 16. Mai 1988

Lesotho und Bangladesch haben anläßlich der
Hinterlegung der Beitrittsurkunden erklärt, sich
nicht an die Bestimmungen des Art. 28 Abs. 1
gebunden zu erachten.

Malaysia hat gemäß Art. 21 Abs. 3 in seiner
Beitrittsurkunde den Zeitpunkt für das Inkrafttreten
dieser Fassung der Übereinkunft mit 1. Jänner 1989
angegeben.

Vranitzky

213. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Internationa-
len Paktes über bürgerliche und politische

Rechte

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen haben folgende weitere Staaten
ihre Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunden zum
Internationalen Pakt über bürgerliche und politische
Rechte (BGBl. Nr. 591/1978, letzte Kundmachung
des Geltungsbereiches BGBl. Nr. 333/1987) hinter-
legt:

Staaten:
Datum der Hinterlegung

der Ratifikations-
bzw. Beitrittsurkunde:

Algerien 12. September 1989
Äquatorialguinea 25. September 1987
Burundi 9. Mai 1990
Irland 8. Dezember 1989
Demokratischer Jemen 9. Februar 1987
Republik Korea 10. April 1990
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Staaten:
Datum der Hinterlegung

der Ratifikations-
bzw. Beitrittsurkunde:

Malta 13. September 1990
Somalia 24. Jänner 1990

Anläßlich der Hinterlegung der Ratifikations-
bzw. Beitrittsurkunde haben folgende Staaten
nachstehende Vorbehalte erklärt:

Irland

Artikel 6 Absatz 5

Sollte vor Einführung weiterer Gesetze, durch die
die Bestimmungen des Artikels 6 Absatz 5 volle
Wirksamkeit erlangen, ein Fall eintreten, der nicht
durch die Bestimmungen der bestehenden Gesetze
gedeckt ist, wird die Regierung von Irland ihren
Verpflichtungen auf Grund des Paktes in Ausübung
ihrer Befugnis nachkommen, die Umwandlung der
Todesstrafe zu empfehlen.

Artikel 10 Absatz 2

Irland bekennt sich zu den in Artikel 10 Absatz 2
genannten Grundsätzen und führt diese, soweit
praktisch möglich, durch. Es behält sich das Recht
vor, die vollständige Durchführung dieser Grund-
sätze als schrittweise zu verwirklichende Ziele
anzusehen.

Artikel 14

Irland behält sich das Recht vor, in Übereinstim-
mung mit den gängigen Verfahren geringfügige
Vergehen nach dem Militärrecht im Schnellverfah-
ren zu behandeln, was nicht in jeder Hinsicht den
Erfordernissen des Artikels 14 des Paktes entspricht.

Irland äußert den Vorbehalt, daß die Bereitstel-
lung einer Entschädigung für ein Fehlurteil unter
den in Absatz 6 des Artikels 14 dargelegten
Umständen eher durch Verwaltungsverfahren als
auf Grund spezifischer Gesetzesbestimmungen
erfolgen kann.

Artikel 19 Absatz 2

Irland behält sich das Recht vor, für Rundfunk-
Unternehmen ein Monopol einzuräumen oder eine
Lizenz zu verlangen.

Artikel 20 Absatz 1

Irland anerkennt den Grundsatz von Absatz 1 des
Artikels 20 und führt ihn soweit wie möglich durch.
Im Hinblick auf die Schwierigkeiten bei der
Formulierung einer bestimmten Straftat, die auf

nationaler Ebene der Rechtsprechung in einer Form
unterliegt, die die allgemeinen, von der Völkerge-
meinschaft anerkannten Rechtsgrundsätze wie auch
das Recht auf freie Meinungsäußerung widerspie-
gelt, behält sich Irland das Recht vor, Überlegungen
über die Möglichkeit der Einführung einiger
gesetzlicher Zusätze oder Abwandlungen bestehen-
der Gesetze bis zu jenem späteren Zeitpunkt
aufzuschieben, den es zur Erreichung des Zieles von
Absatz 1 des Artikels 20 für notwendig erachtet.

Artikel 23 Absatz 4

Irland anerkennt die Verpflichtungen aus Ab-
satz 4 des Artikels 23 mit der Maßgabe, daß die
Bestimmung nicht irgendein Recht enthält, eine
Auflösung der Ehe zu erreichen.

Republik Korea

Die Regierung der Republik Korea erklärt, daß
die Bestimmungen des Art. 14 Abs. 5 und 7, des
Art. 22 und des Art. 23 Abs. 4 des Paktes in dem
Maße angewendet werden, soweit sie mit den
Bestimmungen der örtlichen, in der Verfassung der
Republik Korea verankerten Gesetzgebung über-
einstimmen.

Malta

1. Artikel 13 — Die Regierung von Malta
bekräftigt die in Artikel 13 festgelegten Grundsätze.
Doch kann sie unter den gegenwärtigen Umständen
nicht völlig den Bestimmungen dieses Artikels
entsprechen.

2. Artikel 14 Absatz 2 — Die Regierung von
Malta erklärt, daß sie Absatz 2 des Artikels 14 des
Paktes dahingehend auslegt, daß er nicht irgendein
bestimmtes Gesetz daran hindert, einer nach diesem
Gesetz angeklagten Person die Beweislast für
bestimmte Tatsachen aufzuerlegen.

3. Artikel 14 Absatz 6 — Obzwar die Regierung
von Malta den Grundsatz der Entschädigung für
rechtswidrige Haft anerkennt, ist es derzeit noch
nicht möglich, einen solchen Grundsatz in Überein-
stimmung mit Artikel 14 Absatz 6 des Paktes
durchzuführen.

4. Artikel 19 — In dem Wunsche, jede Unsicher-
heit bei der Anwendung von Artikel 19 des Paktes
zu vermeiden, erklärt die Regierung von Malta, daß
die Verfassung von Malta gestattet, daß Beamten
des öffentlichen Dienstes hinsichtlich ihrer freien
Meinungsäußerung solche Einschränkungen aufer-
legt werden, die vernünftigerweise in einer demo-
kratischen Gesellschaft zu rechtfertigen sind. Der
Verhaltenskodex von Beamten des öffentlichen
Dienstes in Malta gestattet ihnen nicht, während
ihrer Arbeitszeit oder in den Amtsräumen an
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politischen Diskussionen oder anderen politischen
Aktivitäten aktiv teilzunehmen.

Die Regierung von Malta behält sich ebenfalls das
Recht vor, Artikel 19 insofern nicht anzuwenden,
als dies mit dem Gesetz 1 aus 1987 mit dem Titel
„Gesetz zur Regelung der Einschränkungen von
politischen Betätigungen von Ausländern" voll zu
vereinbaren ist, und zwar in Übereinstimmung mit
Artikel 16 der Konvention von Rom (1950) zum
Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten
oder mit Abschnitt 41 Absatz 2 lit. a (ii) der
Verfassung von Malta.

5. Artikel 20 — Die Regierung von Malta legt
Artikel 20 im Einklang mit den von den Artikeln 19
und 21 des Paktes übertragenen Rechten aus, behält
sich jedoch das Recht vor, für die Zwecke des
Artikels 20 keine gesetzliche Regelung einzuführen.

6. Artikel 22 — Die Regierung von Malta behält
sich das Recht vor, Artikel 22 insoweit nicht
anzuwenden, als bestehende gesetzliche Maßnah-
men mit diesem Artikel nicht voll vereinbar sind.

Nachstehende Staaten haben Erklärungen gemäß
Artikel 41 des Paktes abgegeben:

Datum der Abgabe
S t a a t e n : der Erklärung:

Algerien 12. September 1989
Belgien 5. März 1987
Chile 7. September 1990
Gambia 9. Juni 1988
Irland 8. Dezember 1989
Kongo 7. Juli 1989
Republik Korea 10. April 1990
Malta 13. September 1990
Polen 25. September 1990
Spanien 21. Dezember 1988

(für die Dauer von
fünf Jahren)

Ungarn 7. September 1988

Belgien (mit Wirksamkeit vom 18. Juni 1987) und
Malta haben erklärt, daß sie die Zuständigkeit des
Ausschusses anerkennen, sofern der betreffende
andere Vertragsstaat mindestens zwölf Monate vor
der Vorlage einer Mitteilung betreffend Belgien
bzw. Malta eine Erklärung gemäß Art. 41 abgege-
ben hat, daß er die Zuständigkeit des Ausschusses
zur Entgegennahme und Prüfung von Mitteilungen
über ihn selbst anerkennt.

Chile anerkennt die Zuständigkeit des Ausschus-
ses in allen jenen Fällen, die seit dem 11. März 1990
anhängig sind.

Gemäß weiteren Mitteilungen des Generalsekre-
tärs der Vereinten Nationen haben nachstehende
Staaten die anläßlich der Hinterlegung ihrer
Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunde erklärten Vor-
behalte wie folgt teilweise zurückgenommen:

Finnland — Zu Art. 9 Abs. 3 und Art. 14 Abs. 3
lit. d mit Wirksamkeit vom 26. Juli
1990 und

Frankreich — Zu Art. 19 mit Wirksamkeit vom
22. März 1988.

Vranitzky

214. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Übereinkom-
mens über die Erhaltung der europäischen
wildlebenden Pflanzen und Tiere und ihrer

natürlichen Lebensräume

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des
Europarats haben folgende weitere Staaten ihre
Ratifikations-, Genehmigungs- bzw. Beitrittsurkun-
den zum Übereinkommen über die Erhaltung der
europäischen wildlebenden Pflanzen und Tiere und
ihrer natürlichen Lebensräume (BGBl.
Nr. 372/1983 idF BGBl. Nr. 747/1990, letzte
Kundmachung des Geltungsbereiches BGBl.
Nr. 538/1986) hinterlegt:

Staaten:

Datum der Hinterlegung
der Ratifikations-,

Genehmigungs- bzw.
Beitrittsurkunde:

Belgien 24. August 1990
Bulgarien 31. Jänner 1991
Burkina Faso 14. Juni 1990
Frankreich 26. April 1990
Senegal 13. April 1987
Ungarn 16. November 1989
Zypern 16. Mai 1988

Nachstehend angeführte Staaten haben anläßlich
der Hinterlegung ihrer Ratifikations- bzw. Beitritts-
urkunden folgende Vorbehalte erklärt bzw. Erklä-
rungen abgegeben:

Belgien:

Das Königreich Belgien erklärt, daß in der
Region Wallonien das Fangen von Vögeln für
sportliche Zwecke in begrenzter Anzahl und ohne
den Bestand der betreffenden Arten zu gefährden
fortgesetzt wird und daß es beabsichtigt, Art. 9 des
Übereinkommens unter diesem Aspekt anzuwen-
den, ohne die Bestimmungen der Gemeinschaft zu
präjudizieren.

Die betreffenden Arten sind folgende:
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Bulgarien:

Gemäß Art. 22 Abs. 1 des Übereinkommens
behält sich die Republik Bulgarien das Recht vor,
die Bestimmungen bezüglich folgender in Anhang II
des gegenständlichen Übereinkommens angeführ-
ten Arten nicht anzuwenden:

Auf Grund ihrer großen Population in der
Republik Bulgarien, erweist sich der Schutz dieser
Arten in ihrem Gebiet als nicht notwendig.

Frankreich:

Die Regierung der Französischen Republik
erklärt einen Vorbehalt hinsichtlich Anhang II
„Streng geschützte Tierarten" betreffend die Art
„Chelonia mydas" oder grüne Schildkröte.

Ungarn:

Vorbehalte:

Anhang I

Von den in Anhang I angeführten Pflanzenarten
kommen in Ungarn drei Arten vor. Folgende
Pflanzenarten sind nicht geschützt:
Centaurea horrida Badaro
Rheum rhaponticum L.

In Ungarn gibt es 414 geschützte Planzenarten,
die in Anhang I des Übereinkommens nicht
angeführt sind.

Anhang II

Von den in Anhang II angeführten Arten sind in
Ungarn folgende in keiner Weise geschützt:

Anhang III

Folgende, in Anhang III angeführte Arten sind in
Ungarn nicht geschützt:

Anhang IV

Zum Fangen von Cervidae ist in Ungarn die
Verwendung eines betäubenden Schusses oder eines
betäubenden Köders erlaubt. Zum Fangen von
Lepcus capensis ist in Ungarn die Verwendung eines
Netzes erlaubt.

Zum Töten folgender Arten ist in Ungarn die
Verwendung einer halbautomatischen Waffe er-
laubt:
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Zypern:

In Übereinstimmung mit Art. 22 Abs. 1 des
gegenständlichen Übereinkommens erklärt die
Republik Zypern folgende Vorbehalte:

1. Nachstehende, in Anhang II als „streng
geschützte Tierarten" angeführte Tierarten
gelten in der Republik Zypern als „geschützte
Tierarten", die unter die Schutzbestimmungen
fallen, wie sie gemäß dem Übereinkommen für
die in Anhang III enthaltenen Tierarten
vorgesehen sind:
— Calandrella brachydactyla
— Calandrella refuscens
— Melanocorypha calandra
— Merops apiaster

2. Nachstehende, in Anhang II aufgezählte Tier-
art erachtet die Republik Zypern als nicht
unter die Schutzbestimmungen fallend, wie sie
gemäß dem gegenständlichen Übereinkom-
men in dem genannten Anhang enthalten ist:
— Vibera lebetina

Einer weiteren Mitteilung des Generalsekretärs
der Vereinten Nationen zufolge hat das Vereinigte
Königreich seine anläßlich der Hinterlegung der
Ratifikationsurkunde erklärten Vorbehalte am
31. März 1987 wie folgt abgeändert:

Gemäß Art. 22:

Großbritannien:

Die im Anhang IV aufgezählten Verbote sind
Gegenstand der folgenden Vorbehalte:

Hasen

Schlingen/außer Schlingen mit Sicherheitsverschluß
(seif locking snares);
Tonbandgeräte;
Elektrische Geräte, die töten oder betäuben können;
künstliche Lichtquellen;
Spiegel und andere blendende Vorrichtungen;
Vorrichtungen zur Beleuchtung der Ziele;
Visiervorrichtungen für das Schießen bei Nacht mit
elektronischem Bildverstärker oder Bildumwandler;
Netze;
Fallen;
Halbautomatische Waffen, deren Magazin mehr als
zwei Patronen aufnehmen kann;
Flugzeuge;
fahrende Kraftfahrzeuge.

Hermelin

Bezüglich der verbotenen Methoden des Tötens
wird ein Vorbehalt gemacht wie für den Hasen,
unter Hinzufügung des Begasens und Ausräu-
cherns.

Wiesel

Bezüglich der verbotenen Methoden des Tötens
wird ein Vorbehalt gemacht wie für den Hasen,
unter Hinzufügung des Begasens und Ausräu-
cherns.

Der Hirsch in England und Wales

Rothirsch: (Cervus elaphus) Männchen vom
1. August bis einschließlich 30. April;
Weibchen vom 1. November bis ein-
schließlich 29. Februar.

Damhirsch: (Dama Dama) Männchen vom 1. Au-
gust bis einschließlich 30. April;
Weibchen vom 1. November bis ein-
schließlich 29. Februar.

Reh: (Capreolus capreolus) Männchen vom
1. April bis einschließlich 31. Oktober;
Weibchen vom 1. November bis
einschließlich 29. Februar.

Sika: (Cervus nippon) Männchen vom
1. August bis einschließlich 30. April;
Weibchen vom 1. November bis ein-
schließlich 29. Februar.

Für jede Person, die ohne Einwilligung des
Eigentümers/Besitzers/Rechtsträgers in ein Gebiet
eindringt (außer wenn gemäß Artikel 10, 10 A und
11 des Gesetzes von 1963 über das Rotwild, in der
abgeänderten Fassung von Anhang 7 zu dem
Gesetz von 1981 über die Fauna, Flora und
ländliche Umwelt, das Gebiet einer beschränkten
Ausnahme unterliegt);

Tonbandgeräte;
Elektrische Geräte, die töten oder betäuben können;
Spiegel und andere blendende Vorrichtungen;
Halbautomatische Waffen, deren Magazin mehr als
zwei Patronen aufnehmen kann (ausgenommen
andere ausgedehnte Verbote hinsichtlich der
Feuerwaffen, der Waffen und Munitionen); Vor-
richtungen zur Beleuchtung der Ziele.

Der Hirsch in Schottland

Für gesetzmäßige Jagd nach dem Gesetz (Schott-
land) von 1959 über das Rotwild in der geltenden
Fassung:
Tonbandgeräte;
Künstliche Lichtquellen;
Spiegel und andere blendende Vorrichtungen;
Vorrichtungen zur Beleuchtung der Ziele;
Halbautomatische Waffen, deren Magazin mehr als
zwei Patronen aufnehmen kann;
Flugzeuge;
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Jagdzeiten in Schottland

Tierarten

Rothirsch, (Cervus ela-
phus), Sikahirsch (Cer-
vus nippon) und Hy-
bride von Rothirsch und
Sikahirsch (Cervus ela-
phus/ Cervus nippon):

Männchen, 1. Juli bis
einschließlich 20. Okto-
ber, Weibchen, 1. Okto-
ber bis einschließlich
15. Februar;

Damhirsch: (Dama Dama) Männchen, 1. August
bis einschließlich 30. April,
Weibchen, 21. Oktober bis einschließ-
lich 15. Februar;

Reh: (Capreolus capreolus) Männchen,
1. April bis einschließlich 30. Oktober,
Weibchen, 21. Oktober bis einschließ-
lich 31. März;

Robben:

Kegelrobbe: Vom 1. Jänner bis einschließlich
31. August;

Seehund: Vom 1. September bis einschließlich
31. Mai;

Tonbandgeräte;
Elektrische Geräte, die töten und betäuben können;
Künstliche Lichtquellen;
Spiegel und andere blendende Vorrichtungen;
Vorrichtungen zur Beleuchtung der Ziele;
Visiervorrichtungen für das Schießen bei Nacht mit
elektronischem Bildverstärker oder Bildumwandler;
Netze;
Fallen;
Jeder Karabiner, der Kugeln mit einer Mündungs-
energie von mindestens 600 Fuß/Pfund verwendet
und eine Kugel mit einem Gewicht von mindestens
2,916 g;
Flugzeuge;
Fahrende Kraftfahrzeuge.

Die Vorbehalte betreffend Nordirland werden
zur Gänze zurückgezogen.

Vranitzky

215. Kundmachung des Bundesministers für
öffentliche Wirtschaft und Verkehr betreffend
den Widerruf der Vereinbarung zwischen dem
Industrieminister des Königreiches Schweden
und dem Bundesminister für Verkehr der
Republik Österreich gemäß Rn. 2010 des ADR
betreffend die Beförderung von Zündern mit
Sprengkapseln für Munition; Gegenstände der

Klasse 1 b, Rn. 2131 5 e)

Gemäß § 2 Abs. 2 des Bundesgesetzes über das
Bundesgesetzblatt 1985, BGBl. Nr. 200, wird
kundgemacht:

Die Vereinbarung zwischen dem Industriemini-
ster des Königreiches Schweden und dem Bundes-
minister für Verkehr der Republik Österreich
gemäß Rn. 2010 des ADR betreffend die Beförde-
rung von Zündern mit Sprengkapseln für Munition;
Gegenstände der Klasse 1 b, Rn. 2131 5 e) (BGBl.
Nr. 498/1978) wurde mit Schreiben des Bundesmi-
nisteriums für öffentliche Wirtschaft und Verkehr
vom 6. Februar 1991, Zl. 151.391/1-I/5/91, seitens
der Republik Österreich widerrufen.

Die für das ADR zuständige Behörde Schwedens
hat am 18. Februar 1991 dem Widerruf zugestimmt;
die Vereinbarung ist demgemäß mit diesem Datum
außer Kraft getreten.

Streicher

216. Kundmachung des Bundesministers für
öffentliche Wirtschaft und Verkehr betreffend
den Widerruf der Vereinbarung zwischen dem
Bundesminister für Verkehr der Republik
Österreich und dem Bundesminister für Ver-
kehr der Bundesrepublik Deutschland nach
Rn. 10 602 des ADR betreffend eine Ab-
weichung von den Vorschriften der

Rn. 210 313 f) 1

Gemäß § 2 Abs. 2 des Bundesgesetzes über das
Bundesgesetzblatt 1985, BGBl. Nr. 200, wird
kundgemacht:

Die Vereinbarung zwischen dem Bundesminister
für Verkehr der Republik Österreich und dem
Bundesminister für Verkehr der Bundesrepublik
Deutschland nach Rn. 10 602 des ADR betreffend
eine Abweichung von den Vorschriften der
Rn. 210 313 f) 1 (BGBl. Nr. 528/1978) wurde
durch die für das ADR zuständige Behörde der
Bundesrepublik Deutschland widerrufen.

Das Bundesministerium für öffentliche Wirt-
schaft und Verkehr hat am 22. Februar 1991 dem
Widerruf zugestimmt; die Vereinbarung ist demge-
mäß mit diesem Datum außer Kraft getreten.

Streicher

2 1 7 . Kundmachung des Bundesministers für
öffentliche Wirtschaft und Verkehr betreffend
den Widerruf der Vereinbarung zwischen dem
Vorsteher des Justiz- und Polizeidepartements
der Schweizerischen Eidgenossenschaft und
dem Bundesminister für öffentliche Wirtschaft
und Verkehr der Republik Österreich nach
Rn. 2010 des ADR über die Beförderung von

Tetrazol-1 -Essigsäure

Gemäß § 2 Abs. 2 des Bundesgesetzes über das
Bundesgesetzblatt 1985, BGBl. Nr. 200, wird
kundgemacht:
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Die Vereinbarung zwischen dem Vorsteher des
Justiz- und Polizeidepartements der Schweizeri-
schen Eidgenossenschaft und dem Bundesminister
für öffentliche Wirtschaft und Verkehr der
Republik Österreich nach Rn. 2010 des ADR über
die Beförderung von Tetrazol-1-Essigsäure *)
wurde mit Schreiben des Bundesministeriums für
öffentliche Wirtschaft und Verkehr vom 6. Februar
1991, Zl. 151.390/1-I/5/91, seitens der Republik
Österreich widerrufen.

Das Bundesamt für Polizeiwesen der Schweiz hat
am 14. Februar 1991 dem Widerruf zugestimmt; die
Vereinbarung ist demgemäß mit diesem Datum
außer Kraft getreten.

Streicher

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 278/1987



1118


